
,J. stene"", -apI1ischcn -Protokollen 11cs Nationalrates' Il~ 4'iSS der Beilagen zu den ,,' 
XlI. Gesetzgebungsperiode 

S, J u li 1971 Präs. :. __________ , _ No.E~ 

A n.:fr a g e 

der Abgeordneten Dr.HALDER 
und Genossen 

an den Bundesminister ,'für Unterricht und Kunst 
betreffend Verwirklichung der V'orschläge der Verwal tungsreforD;-" 
kommission. 

DieVerwaltungsreformkOmmission hat in ihreniBericht an die 
Bundesregierung vom Dezember 1970, den die Bundesregierung.a:rp. 
23.April 1971 dem Nationalrat zugeleitet hat., folgende Vor­
schläge zur Reform äer Verwaltung in ihrem Ressortbere-ich 
erstattet: 

;\'1 i t t I c r e u 11.c1 H ö her e S c h u 1 C 11 

1.faßnahmen zurübawindllng des 
tempor:ü-cn Lchrcrmanbe!s (Tci!bcschäfti­
gunf; yon in der Winsdllft tätigen 
Natllrwis5cnsd1aftlern und Lehrern oluie 
Erfüllul1g der Anstellungscrfordernisse 
durch:- -Abschluß yon Sonclervcrtr:i;en). 

,Großzügige Kreditfesrsctzung. für Nlchr­
I~istungwergütungen, um eine zu große 
Vermehrul1f; der. Lehrcrdienstpostefl -zu 
vermcid<'11 (ab 1975 rückläufiger Lehrer­
bedarf wegen des seit 1%3 ständigen 
Riickgangcs' der Lebe!1dg~bürten). . " 
Rationalisierung des Umerrichts in Teil- _ 
bereichen (programmierter L'nterridlr; 
Koordinier;'lI1g der Fernseh-Sc.~ulsendun­
gen mit den Leh~pläncn). 

Revision des Dienst'l'ieges twischcn Schule 
und vorgesetzten Behörden mit dem 
Ziele, die Entscheidungen weitgehend nach 
unten zu vcrhgcrn, 'wobei u. :1.. Verwat~ 
·tungsreformvorschläge zu berücksichtigen 
sind. 

Wegfall von Zustimmung des Bundes~ 
klnzler:lmtesbzw. des BunclesministcriulHs 
für F:f!.in zen (größten teils Gesetzesände-
rungen er[ orderlidl) bei: '. . 

Gewährung von Karenzurlaub im Inter­
esse des Bundes im Ausm,lg bis hödl­
stens zwei Jahre (§ 27 e VBG). 

Nachsicht vom Ansrcllungserfordcrnis 
der österreichischen St:latsbürgersdlaft· 
(§ 3 Abs. 1 liLa VBG). 
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Abschluß von Sonderverträgen mit 
VenrJ;sl"hrern für die Zeit "~n hödl-
5tens drei Jahren (§ 36 VBG). 

Gewährung von erweiterten BezugsVor­
sd1üssen (§ 23 Ge 1956). 
Einre~hnungen in die Lehrverpflichtung 
(§ 9 Abs. 3 und § 10 Abs. 3~ EGEL 
Nr. 2H!i965). 
Lchrpf1:c.t,tcrm:ißigung im öffentlidlen 
lme .. esse (§ 8 Abs. 4, BGBL Nr. 244/ 
1965). 

Eundestheatc'r 

Die Verwaltungsreformkommission hat 
'bereits mündlich; und sdlrifdidlC Rcform­
vorsdlläge' unterbreitet, .u.z,: 
Zusammenlegung der Direktioncn von 
Volksopcr und Staatsoper. ' . 
Zusammeniegllng der Werkstätten. 

Stärkere Berücksid1tigung dcs ökono­
misdlen Momentes bci der Erstellung der 
Spielpläne, der l\usstattungcn u. dgl.m. 
Zusammenarbeit mit Fernsehen und 
Rundfunk (ausfin:lmidlcn Erwägungen 
und um die Bundesländer sdrkcr an.den 
Ellndesthcatern partizipieren zu lassen). 
Abänderung des :Im 10. Juli 1962 abge:. 
schlossencn Additionales mit dem Ziele, 
den Rahme~ für die finanzielle Eni:sdlei­
dungsgewalt der Direktoren neu zu 
I"egeln. 
R~';ision der Bühnendicnstvert6ge hin- . 
sicht!id1 Erfüliting der vertraglichen Ver- '. 
pf1idmlOgert und hiDsichtlicb der unzu-' 
I:issigen Gewährung . von Eühnendienst­
vertr:igen an nicht künstierisches Per­
sona1 2). 

üb,erprü{nng der Sonderausgaben und 
Nebenleistungen, etwa auf dem Kraft­
fahrzeugsektor 3). 

An . Scifortmaßn.ah..m.en werden vorgeschlagen: 

VereinLtdmngcn bei Ansudlen um S t i­
p c n cl i e n sowie bei einer Reihe ,ion 
die n 5 t - U 11 d b.e 5 0 I dun gs rc c h.t-
1 ich e 11 Ver f :\ h ren des Lchrpcrso­
!laIs (siehe Punkt 11,2. dieses Berichtes). 
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Die Bundesregierung hat laut Pressemeldungen zum Ausdruck 
gebracht, daß sie sich nicht iri allen Belangen mit den 
Vorschlägen der Verwaltungsreformkommission identifizieTe, 
sondern daß sie dem Nationalrat ihre eigenen Vorschläge,.erstatten 
werde. 

. ." .' : <-'. -'. . 
'Die unterzeichneten Abgeordneten stellen in diesem Zusammenhang 

, ,folgende' 

Anfrage: 

1) Nit welchen der vorerwähnten Vorschläge der Verwaltungsre­
formkomm.ission stimmen Sie Uberein? 

2) Mit vIelehen Vorschlägen stimmen Si_e nicht überein? 

3) Wann werden Sie dem Nationalrat konkrete Maßnahmen in jenen 
Belangen vorschlagen, in denen Sie mit der Verwaltungsreform­
kommission übereinstimmen? 

'4) Vielehe anderen Vorsteilullgen haben Sie im einzelnen zU jenen 
Vors,:hlägen der Verwal tungsreformkommission, )ni:-ct denen Sie 
nicht übereinstimmen? ~ / / ,,/ 

5) - \'iann werden Sie solche konrete VorschlägE1! d/~ril' Nationalrat 
vorleggn?, 

,~ . 
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